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	Aufbau des 

Bremischen

Gesetzes über Hilfen und Schutzmaßnahmen bei psychischen Krankheiten (PsychKG)
	Zuständigkeit: Senator für Gesundheit

Elemente des PsychKG

· Hilfen für psychisch kranke Menschen

· Schutzmaßnahmen

· Unterbringung

· Maßregelvollzug

· Psychiatrieplan

· Psychiatrieausschuss
Das PsychKG ist gestuft aufgebaut (immer mit der geringsten Unterstützungs- / Interventionsstufe beginnend)
Auf die Wahrung der Patientenrechte wird an unterschiedlichen Stellen im PsychKG hingewiesen.

Hilfen für psychisch kranke Menschen

Rechtsanspruch auf

· Beratung

· Vermittlung

· Betreuung

· Behandlung

Schutzmaßnahmen

Bei Bedrohung der Gesundheit, des Lebens oder anderer bedeutsamer Rechtsgüter der eigenen Person oder anderer Menschen

· Aufforderung zur Untersuchung

· Hausbesuch

· Aufforderung zur Behandlung

· Bei gegenwärtiger Gefahr, die nicht anders abgewehrt werden kann, Unterrichtung der Ortspolizeibehörde

Unterbringung

· Bei gegenwärtiger Gefahr für Leben und Gesundheit, die nicht anders abgewendet werden kann

· Unterbringung in psychiatrischem Krankenhaus aufgrund eines Gerichtsbeschlusses

· Durch „Heilung, Besserung, Linderung oder Verhütung von Verschlimmerung der psychischen Krankheit die Gefahren abwenden“
· Ggf. Behandlung gegen den Willen 

Maßregelvollzug

Hält das Gericht den Täter einer Straftat aufgrund einer psychischen Erkrankung oder einer Suchterkrankung für nicht oder für eingeschränkt schuldfähig, ordnet es die Unterbringung zur „Besserung und Sicherung“ im Maßregelvollzug an…

· …nach § 63 StGB im psychiatrischen Krankenhaus oder 

· nach § 64 StGB in einer Entziehungsanstalt an.

Zuständigkeiten

Hilfen und Schutzmaßnahmen

Die regionalen psychiatrischen Behandlungszentren mit dem integrierten Sozialpsychiatrischen Dienst und in Bremerhaven der Magistrat.

Unterbringung

Stadtamt beantragt, Gericht fasst unter Hinzuziehung eines ärztlichen Zeugnisses Unterbringungsbeschluss.

Durchführung der Unterbringung

· Die fünf regionalen Psychiatrischen Behandlungszentren in der Stadtgemeinde Bremen (Klinikum Bremen-Ost, Klinikum Bremen-Nord)

· Klinikum Reinkenheide Bremerhaven

· Ameos Klinik Dr. Heines

Durchführung des Maßregelvollzuges

Klinik für Forensische Psychiatrie und Psychotherapie des Klinikum Bremen-Ost

Element zur Qualitätssicherung
Besuchskommission (BK) nach § 36 PsychKG

Konstruktion:

Unabhängige (die Mitglieder sind nicht weisungsgebunden) von dem Senator für Gesundheit einberufene Kommission

Auftrag:

Feststellen, ob die mit der Unterbringung, Behandlung, Betreuung und mit dem Maßregelvollzug verbundenen Aufgaben erfüllt und die Rechte der Patientinnen und Patienten gewahrt werden.

Arbeitsweise:

Einmal jährlich Besuch der psychiatrischen Einrichtungen nach § 13 PsychKG (Einrichtungen, in denen Unterbringung und Maßregelvollzug durchgeführt werden) zuzüglich Besuch von Einrichtungen in Trägerschaft der Freien Wohlfahrtsverbände.

Mitglieder:

· Mitglieder der Gesundheitsdeputation,

· Gesundheitsämter Bremen / Bremerhaven,

· ein/e Facharzt/-ärztin Psychiatrie,

· ein/e Richter/-in,

· Mitarbeiter/-in eines Trägers der Hilfen und Schutzmaßnahmen,

· Vertreter/-innen des Gesundheitsressorts (auch Geschäftsführung),

· Vertreter/-innen der Nutzer/-innen und der Angehörigen (faktisch ja, zukünftig auch durch Aufnahme im PsychKG)

· Ansprechpartner für Patientinnen und Patienten

Dokumentation:

· Protokollierung der Besuche

· Nach Ablauf der Amtsperiode Erstellung eines Berichtes der BK an Deputation, Senat und Bürgerschaft.

	Änderung des Bremischen PsychKG
Hier: Zur Umsetzung der Urteile des Bundesverfassungsgerichtes (BVerfG)
	Ausgangslage

Das BVerfG urteilte in 2011 und in 2012 aufgrund zweier Klagen von Patienten des Maßregelvollzuges in Baden-Württemberg und in Rheinland-Pfalz:

· Verfassungswidrigkeit in den PsychKG’s der beiden Bundesländer bei medikamentöser Behandlung gegen den Willen der betreffenden Patienten zur Erreichung des Behandlungs- und Vollzugsziels der Einrichtung.

· Es wird gegen das Grundrecht auf Freiheit und körperliche Unversehrtheit verstoßen, weil in den PsychKG’s nicht festgelegt ist, dass unabhängig von einer Einsichts- und Einwilligungsfähigkeit, der Versuch stattzufinden hat, ohne Druck die Zustimmung zu erreichen.

· Erst dann und wenn aufgrund der psychischen Erkrankung die Einsichtsfähigkeit in die Notwendigkeit der Behandlung fehlt, darf die Behandlung auch gegen den Willen zur Erreichung des Behandlungs- und Vollzugsziels stattfinden.

· Außerdem hat das BVerfG vorgegeben, eine externe Mitwirkung zur Bewilligung einer medizinischen Behandlung gegen den Willen vorzusehen.

Umsetzung im Bremischen PsychKG

Schaffung von Rechtssicherheit für die Patientinnen und Patienten, für die Kliniken, für die Gerichte
· Einbringung von Regelungen, die vorgeben, dass nachdrückliche Bemühungen zur Erlangung der Einsicht in die Erforderlichkeit der Behandlung durchzuführen sind,

· dass die Behandlung anzukündigen ist,

· dass die Behandlung sich auf diejenigen Patientinnen und Patienten beschränkt, denen krankheitsbedingt die Einsichtsfähigkeit in die Behandlungsnotwendigkeit fehlt,

· Konstruktion einer externen Mitwirkung zur Bewilligung einen medizinischen Behandlung gegen den Willen und diesbezügliche Einbringung entsprechender Regelungen sowohl für den Maßregelvollzug als auch für den Bereich der öffentlich rechtlichen Unterbringungen.

Stand der Umsetzung und weiteres Vorgehen
· Änderungsentwurf zum PsychKG zur Umsetzung der BVerfG-Urteile befindet sich im Hause des Senators für Gesundheit in der Abstimmung.

· Einleitung des Beteiligungsverfahrens (Einbeziehung von Stellungnahmen zum Entwurf z. B. von Betroffenenverbänden, den betreffenden Kliniken, des Justizressorts in die weiteren Erörterungen)

· Rechtsförmliche Prüfung

· Deputation

· Senat

· Bremische Bürgerschaft



	Beschluss der Bremischen Bürgerschaft

vom 13.03.2013

Weiterentwicklung der Psychiatriereform in Bremen – ein gesundheitspolitisches Zukunftskonzept!
	Aufforderung der Bürgerschaft an den Senat:

Erarbeitung eines Konzeptes zur Weiterentwicklung der Psychiatriereform für die Jahre 2013 bis 2021.

Dabei insbesondere folgende Aspekte:

Gemeindepsychiatrische Verbünde (regional und übergreifend für das Land Bremen) 

· zur Abstimmung unter den relevanten Akteurinnen und Akteuren,

· zur Steuerung und weiteren Entwicklung sowohl in der personenzentrierten Behandlung als auch in der kooperativen Vernetzung der Anbieter,

· zur Abstimmung der Angebote sowie für die Verhandlung mit den Leistungsträgern,

Erprobung von Regionalbudgets im SGB V (beitragsfinanziert) und im SGB XII (steuerfinanziert) Bereich.

Einbeziehung von Patientinnen und Patienten und Angehörigen mit dem Ziel einer Verbesserung der psychiatrischen Versorgung,

Festlegung von Steuerungsverantwortung auf den verschiedenen Ebenen der Versorgung,

Aufbau eines Verbraucherschutzes als Teil einer internen, wissenschaftlich fundierten regionalen Qualitätssicherung,

Vorschläge für Maßnahmen zur Prävention und Inklusion in den Lebensbereichen Familie und Wohnumfeld, Bildung und Arbeit, Freizeit und Mitwirkung in der Zivilgesellschaft für das Land Bremen.

Regelmäßige Berichterstattung gegenüber der Gesundheitsdeputation über die Fortschritte.



	Laufende

Maßnahmen 
	1. Umsetzung von Maßnahmen des Landespsychiatrieplans Bremen:

Erarbeitung in 3 Arbeitsgruppen von Steuerungs- und Qualitätskriterien zur Weiterentwicklung der Psychiatrie unter Beteiligung der Nutzerinnen und Nutzer, der Leistungsträger und der Leistungsanbieter.

2. In Vorbereitung: Erarbeitung eines Modellvorhabens zur Entwicklung eines Psychiatriebudgets und zugehöriger Steuerungsinstrumentarien. 

Einbeziehung der Akteure einschließlich der Nutzerinnen und Nutzer und der Angehörigen.
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